
 

Stadt Leverkusen  Antrag Nr. 2017/1815 

Der Oberbürgermeister 
  

I/01-011-20-06-he 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
06.09.17 
Datum 

 
 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Bauen und Planen   

18.09.2017 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   16.10.2017 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Förderung der Elektromobilität 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 10.08.17 
- Stellungnahme der Verwaltung vom 06.09.17 
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Dez. V-sy         06.09.17 
Stabsstelle Mobilität 
Christian Syring 
 88 58 
 
 
 
01 
- über Frau Beigeordnete Deppe    gez. Deppe 
- über Herrn Oberbürgermeister Richrath  gez. Richrath 
 
 
 
Förderung der Elektromobilität 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 10.08.17 
- Antrag Nr. Nr. 2017/1815 
 
 
Am 05.06.15 trat das Gesetz zur Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch betriebe-
ner Fahrzeuge (Elektromobilitätsgesetz – EmoG) in Kraft. Mit diesem Gesetz werden 
Maßnahmen zur Bevorrechtigung der Teilnahme elektrisch betriebener Fahrzeuge am 
Straßenverkehr ermöglicht, um deren Verwendung zur Verringerung insbesondere kli-
ma- und umweltschädlicher Auswirkungen des motorisierten Individualverkehrs zu för-
dern. 
 
Darüber hinaus trat am 30.03.17 das Gesetz zur Bevorrechtigung des Carsharing (Car-
sharingesetz – CsgG) in Kraft. Mit diesem Gesetz werden – mit gleicher Zielsetzung wie 
das EmoG – Maßnahmen zur Bevorrechtigung des Carsharing ermöglicht.  
 
Auf Basis dieser Gesetze befindet sich zurzeit eine Vorlage zur Bewirtschaftung von 
Stellplätzen, bei der auch Regelungen für Elektrofahrzeuge enthalten sind, in der ver-
waltungsinternen Prüfung. Nach Abschluss der Prüfung wird dem Rat der Stadt im 
nächsten Beratungsturnus eine Vorlage zur Änderung der Parkgebührenordnung zur 
Entscheidung vorgelegt. 
 
Gemäß Ratsbeschluss vom 03.04.17 zur E-Mobilität und zur kommunalen Ladeinfra-
struktur (Anträge der Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Opladen Plus 
vom 09.01.17 (Nr. 2017/1481) und der SPD-Fraktion vom 03.03.17 (Nr. 2017/1564)) 
wird die Verwaltung gemeinsam mit der EVL einen Maßnahmenkatalog zur Förderung 
der E-Mobilität entwickeln und den politischen Gremien vorstellen. 
 
Stabsstelle Mobilität 
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